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Die Stadt Winterth!Jr erlisst gestützt auf das kantonale Plarungs- und Baugesetz vom 

7. Septenber 1975 (PBG) die folgende 

1. ABSCHNITT: 

Zonen 

8 A U - U N D Z O N E N O R D N U N & 

Z O N E N O R D N U N G 

Art. 1 

Das Gebiet der Stadt Winterthur wird, soweit es nicht kantonalen oder 
regionalen Nutzungszonen zugewiesen 1st und soweit es sich nicht um 
Wald handelt, in folgende Zonen eingeteilt: 

1. Bauzonen 

a) Kernzonen 

- Kernzone Altstadt 

- Kernzone Wartstrasse 

- Kernzonen Dorfkerne 
(Ortskerne Oberwinterthur, Seen, Töss, 
Veltheim und Wülflingen) 

- Uebri ge Kernzonen 
(Grundhof, Stadel, Reutlingen, ZinzH:on, 
Hegi, Oberseen, Gotzerwfl, Eidberg, Iberg, 
Dättnau, Neuburg/Tal und Hard) 

b) Zentrumszonen 

- Zentrumszone Stadtzentrum 
- Zentrumszonen Technilcumstrasse: Bn'.ihleclc, 

Rosenberg, Oberwinterthur, Seen, Töss und 
Wülfli ngen 

c) Wohnzonen 

(6rtlich mft Gewerb!er1efchterung) 

- Landhauszone, 1-geschossfg 
- Wohnzone, 2-geschossfg 
- Wohnzone, 2-geschossfg mf t Baumschutz 
- Wohnzone, 3-geschossfg 
- Wohnzone, 3-geschossig 11ft Baumschutz 
- Wohnzone, 4-geschossig 
- Wohnzone, 4-geschossfg 11ft Baumschutz 

K I 
K II 
K III 

K IV 

Z 6 
Z 4 

AZ 
L 1 (20 t) 
W 2 (30/55 i) 
W 28 ( 50 i) 
W 3 (70/95 i) 
W 38 (60 i) 
W 4 (95 i) 
W 48 (90 i) 



d) Arbeitsplatzzonen 
- Gewerbezone 
- Industriezone 
- Industrf ezone 
- Industrfezone 

e) Zonen für ~ffentliche Bauten und 
Anlagen 

2. Freihaltezonen 

3. Reservezonen 

Art. 2 
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G 
I 1 
I 2 
I 3 

Oe 

F 

R 

Zonel1)lan 1oer verbindliche Zonenplan wird durch den allgemeinen Zone11>lan im 
Massstab 1 :5000 dargestel-lt. 

Ergänzungspläne 2oaneben bestehen folgende Ergänzungspläne: 

a) Kernzone11>lan Altstadt Massstab 1:1000 

b) Kernzone11>lan Wartstrasse Massstab 1:5000 

c) Kernzonenpläne für df e Dorfkerne Obentfnter-
thur, Seen, Töss, Veltheim und Wülflfngen Massstab 1:5000 

d) Kernzonenpline für df e Kernzonen 
Grundhof, Stadel, Reutlingen, Zinzilcon, 
Hegf I Oberseen, Gotzerwfl. Efdberg~ 
Iberg, Dättnau, Neuburg/Tal und Hard Massstab 1:5000 

e) Waldabstandslfnfe11>1!ne Nrn. 1 - 10 Massstab 1:1000 

f) 6ewisserabstands1infel1)1!ne Nrn. 1 - 5 Massstab 1:1000 
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2. ABSCHNITT: VORSCHRIFTEN FUER DIE KERIZONEN 

I. Allgemeine Bestilll!l.lngen 

Gestaltung 

Gebäudeabbruch 

Renovationen 

Bauliche Hass­
nahmen innerhalb 
Gebäudeprofi 1 

1. Rot bezeich­
nete Gebäude 

Art. 3 

1Bauten, Anlagen und Umschwung sind im ganzen wie in ihren einzelnen 
Teilen so zu gestalten, dass der typische Gebietscharakter gewahrt 
bleibt und eine gute Gesamtwirkung erzielt wird. 

2Dies gilt insbesondere für 

a) Kubaturen (Grösse, Fenn) 
b) Fassaden (Gliederung, Breite, Gestaltung, Riegel) 
c) Fenster und Türen (Grösse, Teilung, Einfassung, Läden) 
d) Dächer (Art und Neigung, Richtung, Vorsprünge, Durchbrüche} 
e) Materialien und Farben 
f) Umgebung und Hofraum (Einfriedigungen, Gestaltung} 

Art. 4 

Der Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen ist bewi11igungsoflichtig. 
Er ist zu bewilligen, wenn die Baulücke das Ortsbild nicht beeinträch­
tigt oder wenn die ansch11 essende Erstellung eines Neu- oder Ersatzbaus 
gesichert ist. 

Art. 5 

Aussenrenovationen mit Farb-, Material- oder andern baulichen Verände­
rungen sind bewi11igungspflichtig. 

Art. 6 

1Die im Kernzonenplan rot bezeichneten G~bäude cilrfen nur verändert 
oder bei gesichertem Wiederaufbau abgebrochen werden, wenn df e nach fol­
genden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die baulichen Hassnahmen .haben sich an das bisherige Gebäudeprofil 
. zu halten. Geringfügige Abweichungen sind unter Wahrung schutzwürdi­
. ger ·n~chbarlfcher Interessen und unter Einhaltµng der Vorschriften 

über die Bauweise für die einzelnen Kernzonen gestattet; sie können 
aus Gründen des Ortsbildschutzes oder zur Verhinderung baupolizeili­
cher Missstände auch angeordnet werden. 

· b) Die wesentlichen gestalterischen Elemente sind zu übernehmen oder zu 
verbessern. 

2. Nicht bezeich- 2Auch nicht bezeichnete Hauptgebäude öJrfen innerhalb des bisherigen Ge-
nete Haupt- bäudeproffls baulich verändert oder wiederaufgebaut werden, sofern sich 
gebäude bereits der Altbau gut in das gewachsene Ortsbild eingefügt hat oder 



3. Abweichungen 
Dachgeschosse 
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wenn der Neubau für das Ortsbild wesentliche Verbesserungen bringt; 
solche bauliche Vortehren haben ebenso den Anfordel'\lngen von Absau 1 
zu entsprechen. 

3ueber die bestehende Vollgeschosszahl hinaus sind im Rahmen des be­
stehenden Gebäudeorofils allgemein zwei Dachgeschosse unter Schrägdä­
chern zulässig. 

II. Kernzone fDr dfe Altstadt (K I) 

Gebf etscharaltter Art. 7 

Neu- und Urrt>au 

1. Grundmasse 

In 

1Dfe Altstadt 1st efn Ortsbild von kantonaler Bedeutung. Sie besteht 
aus dem lllfttelalterlfchen Stadtkern. Dieser zeichnet sich durch Klein-
11assstäblichkeit und geschlossene Bauweise aus. In der Altstadt stehen 
heute einfache Bauten, bemertenswerte Bürgerhäuser und wichtige öffent-
1 fche Bauten. Diese Gebäude stamnen vontiegend aus dem 16. - 19. Jahr­
hundert; die iltesten Bauteile gehen auf das 12. Jahrhundert zurück. 

2Brandmauersystem, Gebiudetiefe, unterschiedliche Geschosszahl, Traufhö­
he, gassen- und hofseitige Fassadenstruktur. Dachlandschaft, Hofräume 
sowf e Artaden und Durchginge prägen das äussere Ortsbfl d. Zahl reiche Ge­
bäude wefseri auch wertvol le,. fnnere Bestandteile auf. 

3Die Altstadt soll weiterhin Raum für das Wohnen sowie für geschäftli­
che und kulturelle Aktivitäten bieten. Die wertvolle Bausubstanz soll 
erhalten und geoflegt werden. wobei sich neue Bauten gut 1n d1 e beste­
hende Struktur einzuordnen haben. 

Art. 8 

1Für Neu- und Urrt>auten. die sich nicht innerhalb des bisherigen Gebäu­
deprofils halten, gelten folgende Bauvorschriften: 

Bereich A B C 

a) Vollgeschosse. max. Zahl 4 3 4 

b) Dachgeschosse. NX. Zahl 2 2 2 
c) Anrechenbare Unterge- 1 ♦ keine keine schosse. Zahl 

d) Gebludehöhe, a1 n.-ux. 10 - 13,511 8 - 11,5 II 8 - 12,5 111 

e) Firsthöhe, ain.-1111x. 4 - 7 11 3 - 7 II 3 - 7 m 

f) Grenzabstand 3,5 II 3,5 ■ 3,5 m 

2Der Stadtrat kann auch fn den Bereichen B und C ein anrechenbares Unter­
geschoss zulassen, sofern dfe hfstorfsche Bausubstanz nicht beeinträch­
tigt wfrd oder keine andern öffentlichen Interessen verleut werden. 

3se1 .I.AWeRdYAI) EH!S Näl'le1"9aYl"eGht.es ht del" ka11te1111re&ht11;he M1adest­
qrenzabst1Rd Ri;ht iUI tau,ht.u. 

1) Anrechenbare Untergeschosse sollen auch im Bereich A nur unter 
den Voraussetzungen von Abs. 2 zulässig sein. 

2) Nicht genehmigt. 



· 2. Gebiudet1efe 

3. Bauweise 

4. Fassaden 
und Brand­
abschnitte 

5. Dachdurch­
brüche 

6. Hofüberbauung 
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Art. 9 

Für dfe Gebäudetfefe 1st grundsätzlich die Hofbaulfnie 111assgebend. un­
tergeordnete Abweichungen können bewilligt werden, wenn der Hofraum 
nfcht veritleinert wfrd und nicht stidtebaulfche Interessen entgegenste­
hen. 

Art. 10 

1strassense1t1g 1st das Bauen auf d1e bestehende Gebäudeflucht vorge­
schrieben. 

2Es gflt dfe geschlossene Bauweise. 
3tm Rahmen der zulissigen Gebiudetiefe ist der zustiftll.lngsfreie Grenzbau 
gestattet. 

4oer Boden des ersten Vollgeschosses darf höchstens auf das bisherige 
Niveau oder, falls ein solches nfcht vori>esteht, auf dasjenige des be­
nachbarten ersten Vollgeschosses angehoben werden. 

50ie Aritadenbaulfnfen sfnd zu beachten. 

Art. 11 

Die maximale Fassadenbreite, die auch bei einer Zusammenlegung von meh­
reren Gebäuden zum Ausdruck zu bringen 1st, darf fn der Regel 13 m 
nfcht überschreiten. Die Brandabschnitte 1n den Obergeschossen sfnd 
grundsätzlich zu erhalten; Durchbrilche sind zulässig. 

Art. 12 

1oachdurchbrilche sind vornehmlich 1n Fonn von Schleppgauben und Gie­
bellukarnen auszubilden. Dachaufbauten cilrfenlAi,~t ~,eite, 11, die 
t11a1 FassadeAliAl)e Hifl,I 111 einzelnen jedoch höchstens 3 • •ssen. 

2oachflichenfenster bfs 0,8 1112 FensterflJchelwAd 01,t1e1,is, .. A1tte 1A ~e 
scbdakttr Gröu,,sind zulissig, wenn sie von Strassen und Plätzen aus 
betrachtet nicht n Erscheinung treten. 

Art. 13 

1In den 11ft Hofbaulfn1en geschützten Innenhöfen cilrfen grundsitzlfch 
keine Gebiude erstellt werden. Zulissig 1st lediglfdl die Erstellung 
besonderer Gebiude, sofern df ese zu den historisch gewachsenen Hauptge­
biuden passen. 

2111 Bereich A 1st nördlich des Untertors, der Marittgasse und des Ober­
tors die efngeschossfge Hofüberi>auung gestattet. 

1) Dachaufbauten dürfen nicht breiter sein als 1/3 der Fassaden­
länge (§ 292 PBG). 

2) Dacheinschnitte unzulässig. 
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3eestehende H1nterhofgebiude rurfen innerhalb des bisherigen Gebiudepro­
f11s baulich verändert und Wohnzwecken zugeführt werden; die gewerbli­
che Nutzung 1st zulissig. sofern sie 1111 t efne111 Gewerbebetrieb im Haupt­
gebäude zusa11111enhingt und wenn nicht wohnhyg1 eni sehe oder städtebauli­
che Interessen beeintrichtigt werden. 

4Höfe sind begehbar zu machen und nach Möglichkeit zu begrünen. 

III. Kernzone fOr die Wartstrasse (K 11) 

Gebietscharakter Art. 14 

Neu- und Uacau 

1. Grundmasse 

2. U11gebungs­
schutz um 

_ die Kirche 

1Die Hiuserze11en entlang der Wartstrasse sfnd i• Abschnitt zwi sehen 
der Rudolfstrasse und der Neuwiesenstrasse ci.lrc:h efne geschlossene und 
einheitliche Bauweise gekennzeichnet. Dfe Gebiude folgen im wesentli­
chen dem Stil der Neurenafssance. Im westlichen Tefl besteht efne har­
monische offene Randbebauung. dfe für df e Kirche St. Peter und Paul 1111 t 
dem Park von städtebaulich erheblicher Bedeutung 1st. 

2oer typische Vorstadtcharakter df eses Wartstrassenbereichs und df e 
Parkrandbebauung um die Kirc~e St. Peter und Paul sind zu wahren. 

Art. 15 

Für Neu- und Unt>auten. die sfch nicht fnnemalb des bisherigen Gebäude­
profils halten. gelten folgende Bauvorschriften: 

a) Gebäudehöhe 14 II 

b) Firsthöhe 3 - 5 III 

c) Geschosszahl Zulässig sind vier Vollgeschosse und zwei Dachge-
schosse unter Schrigdächern. An der Wartstrasse 1st 
das allfillfge Mezzaninqeschoss des Altbaus zu 
abe rnehme n. 

Art. 16 

Neubauten f• Bereich des U11gebungsschutzes um die Kfrc:he sind 11Jr in­
nerhalb des alten GnJndrisses und nur 1111t zwei Vollgeschossen und einem 
Dachgeschoss zulässig. 



3. Bauweise 

4. Fassaden 

5. Dachdurch.: 
brüche 
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Art. 17 

1strassenseftfg ist das Bauen auf df e bestehende Gebäudeflucht vorge­
schrfeben. 

2Es gflt dfe geschlossene Bauweise. 

3oer Boden des ersten Vollgeschosses darf höchstens auf das bf sheriqe 
Nfveau oder, falls e1n solches nfcht vorbesteht, auf dasjenige des be­
nachbarten ersten Vollgeschosses angehoben werden. 

Art. 18 

Dfe 111axfmale Fassadenbrefte, dfe auch bef efner Zusamnenlegung von meh­
reren Gebäuden zum Ausdruck zu brfngen 1st, darf fn der Regel 10 - 12 m 
nfcht überschreften. 

Art. 19 

1Dachaufbauten sfnd zulässig. Diese sfnd nur als Einzellukarnen und 
hfnsfchtlfch Grösse, Abständen und Gestaltung nach hericömmlfcher Bau­
wefse auszubilden. 

~ 

2Dacheinschnftte und Dachflächenfenster sind nur hofseitfg zulässig. 

IV. Kernzonen für dfe Dorflcerne (K lll) 

(Ortskerne Oberwfnterthur, Seen, Töss. Veltheim und Wülflfngen) 

Gebfetscharakter Art. 20 

101e ehemalfgen Dorfkerne sfnd geprlqt durch Häuser von Bauern, Hand­
wericern und Arbeftern. Sfe $fnd durchseut 111ft Strassen- und Wegräumen 
sowie 111ft Hofräumen und Gärten. D1e Häuser stehen 111eist 1n hannonfscher 

.Beziehung zu öffentlichen Bauten wie Kfrche und Schulhaus. Die Dorfker­
ne sollen gepflegt und dem Ortsb11 d entsprechend erneuert werden. 

2oberwfnterthur als Ortsbild 11ft regionaler Bedeutung wefst heute beid­
se1 ts _der Romerstra$Se geschlossene Bauwefse 111 t plaUartfgen Auswei-

. tungen auf. Dfe B_au~rn-, Gewerbe- und Wohnhäuser, oft von Fachwericen 
getragen, prigen das kleinstädtische Ortsbild und stamnen in ihrem Kern 
teilweise aus dem 17. Jahrhundert • 

. 3In Seen sfnd dfe beiden Dorfteile Rössligasse/Bollstrasse und Werd-/ 
Hinterdorfstrasse, welche dfe Tösstalstrasse trennt, noch gut erhal­
ten. Die mchtigen Fachwericbauten sowie dfe grossen und kleinen Bauern-. 
Wohn- und Gewerbehäuser geben den Hassstab für die Bewahrung und künf­
tige Ausgestaltung des Dorfbildes. 



Neu- und U~au 

1. Grundmasse 
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4
von Töss ist lediglich noch das Rebbauern- und GewerbeQuartfer "Gätzf­
bn.innen" (auch •chrugeler• genannt) erhalten, welches aus enggedrängten 
Häusern ehemaliger Kleinbauern und Handwerter besteht. 

5
Veltheim, das ehemalige Reb- und Ackerbauerndorf, ist ein Ortsbild von 
regionaler Bedeutung. Die teilweise zusaffllll!ngebauten Bauernhäuser und 
Oelconomi egebäude aus dem 16. - 18. Jahrhundert prägen gemeinsam m1 t der 
Kirche und den kleinstädtischen Häusern an der Bachtelstrasse das Orts­
bfl d. 

6
Wülflfngen als ehemaliges Adcerbauerndorf 1st geprägt <iJrch das ge­
schlossene Ortsbild nördlich der Wülflingerstrasse im Raume L1ndenolatz 
sowie <iJrch den offeneren Tefl südlich der Wülflfngerstrasse, wo noch 
stattliche Bauern-, Gewerbe- und Wohnhäuser anzutreffen sind. Die Er­
stellung der Bauernhäuser reicht zum Teil bis ins 16. Jahrhundert zu­
rück. 

Art. 21 

1
Für Neu- und U~auten, die sich nicht innerhalb des bisherigen Gebäu­
deprofils halten, gelten folgende Bauvorschriften: 

a) Firsthöhe 3 - 7 m 

b) Gebäudetiefe 8,5 m fn Töss 

c) Bautiefe 15 min ObeNinterthur 
d) Geschosszahl Allgemein sind zwei Vollgeschosse und zwei Dachge-

schosse unter Schrägdächern zulässig; in den beson-
ders bezeichneten Gebieten der Kernzone Seen sind 
drei Vollgeschosse und efn Dachgeschoss 
Schrägdächern gestattet. 

unter 

e) Grenzabstand Grundabstand 3,5 m 
Mehrlängenzuschlag ab 14 m: 1/3 der Mehrlänge 
Höchstmass 7 m 

f) Gebäudeabstand Der erhöhte Abstand_ gegenüber Gebäuden 1111 t brennba-
ren Ausserwinden gemäss S 14 BBV II fst nfcht zu 
beachten. 

2ae1 ,l,AWef!dYR4j des NiheFtlawreGh\es 1st der hAtQAll rKht11;1:1e M1Adest• 
•reR.ub,tlRcl R1Gl:lt ZU bu;l:lteA. 

1) Nicht genehmigt 



2. Bauweise 

3. Dachdurch­
brüche 
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Art. 22 

1Geqeriiber Strassen, Wegen und Plätzen, die keine Vertehrsbaulin1en 
aufweisen, haben Gebäude lediglfch einen Abstand von 3,5 m einzuhal­
ten. 

2Der Erdqeschossboden darf das gewachsene Terrafn an der tiefsten Stelle 
llngs der Gebiudeaussenseite um höchstens 0,5 ■ Obersteigen; an Hangla­
gen ertlöht sfch dieses Mass auf 1,0 •· 

3ealkone oder Lauben bfs 1,5 ■ Tfefe und hachstens 1/3 der Fassaden­
llnge dürfen an der Südfassade fn den Grenzabstand hineinragen, auch 
wenn sie auf das gestaltete Terrain abgestützt und ausreichend über­
dacht sind. 

Art. 23 

1oachdurchbrüche sfnd vornehmlich in Form von Schleoogauben und Gfe­
bellukarnen auszubfl den. 

2oachflächenfenster bis 0,8 m2 FensterflächetwA~ 0a&he1A&&hA1ite 1A ~e 
s&h111Akie, ti,ässe !sind zulässig, wenn sie von Strassen und Plätzen aus 
betrachtet nicht in Erscheinung treten. 

V. Uebrige Kernzonen .(K IV) 
(Grundhof, Stadel, Reutlingen, Zinzfkon, Hegi, Oberseen, Gotzerwfl, Eidberg, Iberg, 
Dittnau, Neuburg/Tal und Hard) 

Gebietscharakter Art. 24 

1oie ursprünglichen Bauernsiedlungen liegen am Stadtrand oder in der 
freien Landschaft. U1e Wohn- und Öekonomiegebiude, teflwe1se 1111 t Fach­
wert sowie ■it schönen Vorgirten und HofumschwDngen ausgestattet, orä­
qen den Charakter df eser Dörfer, Weiler und Ausserwachten. Ihre Häuser 
sollen weitertlin bäuerlichen Nutzungen und dem Wohnen dienen. 

2Bei der Kernzone Hard handelt es sfch um efne 1■ Jahre 1802 entstandene 
frühindustrfelle 'Sleolung 111ft cter ersten inechanfschen Spinnerei auf dem 
Kontinent. Auch künftfq soll efne sinnvolle Nutzung dieser Siedlung 
■öqlf eh sein. 

1) Dacheinschnitte unzulässig. 



Neu- und Urroau 

1. Grundmasse 

2. Bauweise 

3. Fassaden 

4. Dachdurch­
. brüche 
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Art. 25 

1Für Neu- und Urroauten, die sfch nfcht innerhalb des bisherigen Gebäu­
deproffls halten, gelten folgende Bauvorschriften: 

a) Geschosszahl 2 Vollgeschosse und 
1 Dachgeschoss unter Schrägdächern 

b) Firsthöhe 4 - 7 III 

c) Grenzabstand Gnindabstand 3,5 111 
Mehrlängenzuschlag ab 14 m: 1/3 der Mehrlänge 
Höchstmus 7 111 

d) Gebäudeabstand Der emöhte Abstand gegenüber Gebäuden mf t brennba-
ren Ausserwänden gemäss S 14 BBV II 1st nicht zu 
beachten. 

211 e1 o 111t1eRd1a1R9 de& Nihe r:011a1J:e;h tH ht de J: k1 RtQRll J:ilOh tl 1 ;he Pdi Rdec t 
9i=eRI1bct1Ad Pi;ht Jlal bu,1ae11. 

Art. 26 

1oer Erdgeschossboden darf das gewachsene Terrain an der tiefsten 
Stelle längs der Gebäudeaussenseite um höchstens 0,5 m übersteigen; an 
Hanglagen emöht sich dieses Hass auf 1,0 m. 

2Die Hofbaulinien fn der Kernzone Hard sfnd zu beachten. 

Art. 27 

1oer Fassadenglfederung ist besondere Beachtung zu scheni:en; dem Wech­
sel von hellen f'assadenteflen (Mauerweric, Fachweric) und dunklen Teilen 
(Scheunen- und Stalltefl) fst Rechnung zu tragen. 

2Balkone sind oor in Fonn von traufseft!gen Lauben zulässig. 

Art. 28 

1oachaufbauten sind in Fonn von Schleppgauben und Gfebellukarnen aus­
zub11 den. 

2oachflächenfenster ciirfen höchstens 0,8 m2 Fensterfläche aufweisen. 

3oacheinschnftte sfnd nicht zulässig. 

1) Nicht genehmigt. 



5. Girten 

6. Nutzweise 

3. ABSCHNITT: 

Grundmasse 
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Art. 29 

1Die hertömmliche Erscheinung des Gebiudeumschwunqs, insbesondere der 
für das Ortsbild typischen Gärten, ist nach Höqlichkeit zu erhalten. 

2verinderungen des Terrains dürfen den gewachsenen Boden um nicht mehr 
als 1,5 • übersteigen. 

Art. 30 

1Nicht 111ehr der Landwirtschaft dienende Oekonomieqebiude und -gebiudetef­
le dürfen höchstens zur Hilfte ihrer bisherigen Bruttogeschossfläche 
der gewerblichen Nutzung zugeführt werden. Bestehender Wohnraum fst zu 
erhalten. Bei nichtlandwfrtschaftlichen Neubauten hat mndestens die 
Hälfte der Bruttogeschossfliche Wohnzwecken zu dienen. 

2Diese Nutzungsvorschrift gflt nicht für Gebiude in der Kernzone Hard. 

VORSCHRIFTEN FUER DIE ZENTRUMSZONEN 

Art. 31 

1Es gelten folgende Grundmasse: 

Z 4 Z 6 

a) Vollgeschosse 4 6 

b) Dachgeschos·se ' 
- unter Schrigdichern 2 2 
- Ober Flachdichern 1 1 

c) Anrechenbare Untergeschosse 1 1 

2Du 11111e&heAb1,e U11U119u&hau klAA ÜlillF dh Bn.iUoqucboufl i&be 
,ell'iss ~e~ ~e114111&bspFaJ1kt b~AlijS q,eAUtzt w1rd1A. 

1) Nicht genehmigt. 



. Stellung 
der Bauten 
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Art. 32 

1Gebiude s1nd auf d1e bestehenden und vorgesehenen Vertehrsbaulfnfen zu 
stellen. Fehlen solche und erscheint efne Festseuung nicht nötig, ist 
auf die bestehenden Baufluchten zu bauen; wo solche fehlen, findet 
S 265 Abs. 1 PBG Anwendung. 

Baut1efe 

1 1 ) 

201e 81w,11feADe&&IIPiAkwn9 kann 1• i1n,a1lf111 awfgebe~o werden, woo 
liebe wallnlly~ enhEllen, fewel'9alhie111&11u ,~e, &til&Ubau11cbeo Bedeo­
llu llutehu, 9e„ riiekwiP'ti~ 6P'eN?bat1 ist Mlle1 ,..,. 111' &&1:1,ift.11&11111 
Ju&ti--..09 de, N1cbb1ro zuli,119, 

4. ABSCHNITT: 

I. Allqeme1n 

Grundmasse 

Reduzf erter 
Grenzabstand 

VORSCHRIFTEN FUER DIE VOHNZONEN 

(örtlich mit Gewerbeerlefchtervng) 

Art. 33 

1Es gelten folgende Grundmasse: 

Ll W2 1 W2 W2B W3 1 W3 I W38 W4 
1 

W4B 
1 

1 . 1 1 1 

a) AZ 20i 30i 551 1 SOS 70i I 95S f 60S 95i 1 90i 
b) Ueberbauungs- keine keine keine! 30S keinejkefne f 30i keine I kefne 

zfffer 
2 1 3 1 1 1 c) Vollgeschosse 1 2 2 3 3 4 4 

d) Dachgeschosse 1 1 2 1 2 2 1 2 1 2 2 1 2 1 
e) _Anrechenbare 1 keine kefnel 1 1 1 1 1 1 1 1 1 Untergeschosse 

70 1 70 
1 1 1 

f) Gebiudelinqe -- 40 
1 

70 
1 

70 
1 

70 70 
1 

70 
g) Grenzabstand 

4 1 5 1 1 1 - Grundabstand 7 5 4 5 5 5 5 
- Mehrlingen- 1 1 1 1 

zuschlag 1/3 1/3 1/3 11/3 1/3 1 1/3 l 113 1/3 1 1/3 
ab 14 111 1 

- Höchstmus 12 12 10 I 10 11 1 11 1 11 12 1 12 

2cier Grenzabstand darf für jedes weggelassene Vollgeschoss um 1 m, je­
doch rur bfs auf das kantonal rechtliche Mfndestmass herabgesetzt wer­
den. 

1) Nicht genehmigt. 



Bauweise fn 
Landhauszone ll 

Grenzbau 1n 
Wohnzonen W2 
und W2B 

Baumschutz fn 
Wohnzonen W2B 
W3B und W4B 

Gewerbeer-
1 efch terung 
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Art. 34 

In der Landhauszone sfnd freistehende Efnfamilienhiuser und Doppelein­
familienhiuser zulässig. 

Art. 35 

In den Wohnzonen W2 and W2B 1st der Grenzbau gestattet, wenn an ein 
bestehendes Gebiude angebaut wfrd oder wenn der Nachbar schriftlich zu­
stiant. 

Art. 36 
11n den Wohnzonen W2B, W3B und W4B sfnd zur Erhaltung des Baumbestan­
des unter Wahrung nachbarlicher und öffentlicher Interessen Abwei­
chungen von den Bestf111111Jngen über die Abstände, dfe Geschosszahl (maxi­
mal 1 zusitzliches Vollgeschoss), den Grenzbau, das Zusamnenbauen, dfe 
Bautiefe und dfe Gebiudelinge gestattet. 

2Fa11s der Baumbestand gefährdet wird, sind Tiefgaragen nur im Rahmen 
des Eigenbedarfes zulässig. 

Art. 37 

Wo der Zonenplan Gewerbeerlefchterung vorsteht, gelten neben oder an­
stelle der Grundordnung die folgenden Vorschriften: 

a) Hässig störende Betriebe sfnd zulässfg. 
b) Die Frefflichenzfffer beträgt 20 i. Bef Umbauten kann von der Fref­

flichenzfffer abgewichen werden, wenn zwingende betriebliche Gründe 
df es erfordern. 

c) Dfe Ausniltzungszf ffer darf für Gebiude oder Gebiudetefl e, df e 
dauernd gewerblfch oder von Handels~ und Dfenstlefstungsbetrfeben 

· gerotzt werden, um efnen Fllnftel der• zonengemissen Grundzf ffer er­
höht werden. , 

d) Eingeschossige Gebäude oder Jus der seitlichen Gebiudeflucht heraus­
ragende Erd- und Untergeschosse, dfe dauernd gewerblich oder clJrch 
Handels- ·und Ofenstlefstungsbetrfebe gerotzt werden und deren Höhe 
nicht 111ehr als 4 11 betrlgt, dürlen ohne Beschrinkung der Gebiudelin­
ge und ohne nachbarlfche_Zustfmung auf die Grenze gesetzt werden. 
Werden sie nicht auf dfe Grenze gesetzt, haben sie gegeriiber Nach­
bargrundstücken einen Grundabstand von 3,5 ~ und efnen Mehrlingenzu­
schlag von einem Fünftel der Mehrlinge über 14 ~. höchstens aber 
7 11 1 zu beachten. 



1 ) 
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e) Für Gebäude und Gebäudeteile, die ausschliesslich und dauernd ge­
werblich oder von Handels- und Dienstleistungsbetrieben genutzt wer­
den, gelten die kantonal rechtlichen Mindestabstände; gegeriiber Nach­
bargrundstücken aber oor mit schriftlicher Zustim11Ung des Nachbarn 
und unter der Voraussetzung, dass gegeriiber Gebäuden mit Wohnräumen 
die sonst geltenden bauordnungsgemässen Abstände gewahrt bleiben. 

f) Von den Vorschriften der Bauordnung gemäss Art. 57 befreite Gebäude 
dürfen insgesamt eine Fläche von nicht mehr als 100 m2 oder höch­
stens 10 i der Grundstücksfläche aufweisen. 

II. Sonderbauvorschrfften 

A. Sonderbauvorschrfften für besondere Wohngebiete (BW) 

Geltungsbereich 
und Bauvor­
schriften 

Art. 38 

1
Für die nachfolgend erwähnten und im Zonenplan bezeichneten Siedlun­
gen gelten folgende Sonderbauvorschriften: 

Geschosse Gebäude- AZ Bautiefe gesch 1 os se ne 
VG 1 DG ;__ tiefe Bauweise 

1 vorgeschrieben 

Fnimselweg 
1 1 keine 

Stol lerweg 1 9 m keine Beschrän- ja 
Bri siweg 1 kung 1 

Hardau 2 1 1 10 m keine wie Gebäu- ja 1 deti efe 1 

Rotenbrunnen 2 1 1 8,5 m 50t 25 m nein 
Eichli acker 1 1 8,5 m keine wie Gebäu- ja 

detiefe 
Eigenheim-

2 1 1 7,5 m keine 7,5 m ja quartier 

2Es sind nur Satteldächer zulässig. 

31m übrigen gelten die Bestimmungen der Zone W2 55i. 
4

1m Efchl1 acker 1st unter dem bestehenden rückseitigen Dachvorsprung 
eine Anbaute zulässig. 

5
Im Eigenheimquartier 1st zusätzlich auf der Efngangsseite ein Windfang­
anbau von 1 m Tiefe und 1,7 m Breite sowie auf der Wohnzimmerseite ein 
eingeschossiger Flachdachanbau ·von 2 m Tiefe auf einer Fassadenlänge 
von 3,6 m zulässig. Ferner darf je Grundstück efn besonderes Gebäude 
von höchstens 20 m2 Grundfläche an die Grenze gesetzt werden, sofern 
ein Anbau auf dem Nachbargrundstück möglich ist. 

1) Nicht genehmigt. 
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l 6oer Abbruch von Gebäuden 1st bew111fgungspflichtfg. Er fst zu bewfl­
liqen. wenn die anschlf essende Erstel lunq eines Neu- oder Ersatzbaus 
mit guter Gesamtwirtcung gesichert 1st. 

8. Sonderbauvorschriften für besondere Siedlungen (S) 

Geltungsbereich 

Bauvoraus­
setzungen 

Art. 39 

Die Yorschrfften dieses Abschnittes gelten für die nachstehenden Quar­
tiere. die unter dem bfsherfgen Recht nach efnheftlfchen Gestaltungs­
grundsitzen überbaut worden sind und fai Zonenplan als •Gebt ete m1 t Son­
derbauvorschrf ften für besondere Sfedlungen• bezeichnet sfnd: 

a) Weberstrasse 
b) StadtrafnQuartfer 
c) Efswefherquartfer 
d) Begonfen-/Erfkaweg 
e) Schooren 
f) Bachtelstrasse (Bernoullfhäuser) 
g) Rfeterstrasse 
h) Brauer-/Malzstrasse 

Art. 40 

1ote fm Zonenplan bezeichneten Gebiete sind nach einheitlichem Plan, der 
die Sonderbauvorschrfft darstellt, überbaut worden. 

2oer Abbruch von Gebäuden 1st bewfllfgungspflichtfg. Eine bestehende 
Utberbauung darf beseitigt und ~rch efne Ueberbauung nach der allge­
meinen städtischen Bauordnung ersetzt werden, sofern sich das Bauvorha­
ben auf das ganze Sonderbaugebiet oder auf einen in steh geschlossenen 
oder auch sonst sinnvoll abgegrenzten Teilbereich erstreckt. 

Bauvorschriften Art. 41 

1. Grundsatz 1oie Fluchten. die Geschosszahl. die Gebiudehöhe und die Dachfonnen, dfe 

2. Abweichung 

kubische Gliederung und dfe 1rchftelctonfsche Gestaltung sowie die Mate­
rialwahl der Bauten werden ~rch die ursprünglfch bew111fgte Ueberbau­
ung bestfnnt. Dfe Farbgebung hat sfch f_n das 6esamtb11 d efnzuf"ugen. 

201 e Gebiude ciirfen oor 11 s Wohnbauten beriltzt werden. 

3oer Gebäudeumschwung 1st von oberfrdfschen Bauten freizuhalten und, 
soweft er nfcht von bereits bewfllfgten Yertehrsflächen fn Anspruch ge­
nom11en wfrd. zu bepflanzen. 

4untergeordnete Abweichungen sfnd gestattet, wenn dadurch das Gesamtkon­
zept der Ueberbauung nicht gestört wfrd. 

1) Nicht genehmigt. 



3. Erlefchte­
rungen 
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Art. 42 

1ueberbauungen, df e den besonderen Anforden.rngen df eser Sonderbauvor­
schrfften entsprechen, sfnd befreft von den BestfffllllJngen der betreffen­
den Zone über die 

a) Ausnützungsziffer 
b) Geschosszahl 
c) Gebiudelinge 
d) Grenzabstlnde 

2Die geschlossene Baweise 1st zulissig; Grenzbauten bedürfen keiner Zu­
sti111Ung des Nachbarn. 

C. Sonderbauvorschriften für Terrassenhiuser (T) 

Geltungsbereich/ Art. 43 
Anforde n.rngen 

1 In den Gebieten mf t Sonde rbauvorschrfften für Terrassenhäuser (Halten­
reben, Hündler, Schlosstal, Heiligberg) werden für eine entsprechende 
Bauweise Erleichterungen gemäss den nachstehenden Absätzen 2 - 5 ge­
währt, sofern folgende Anforden.rngen erfüllt sind: 

a) Gute architektonische Gestaltung und Einordnung in dfe bauliche und 
landschaftliche Umgebung. 

b) Mindestens 2000 m2 Arealfliche, mft stidtebaulfch sinnvoller Abgren­
zung. 

c·) Te11wefse begrünte Dachterrassen von 1111 ndestens 1/4 der anrechenba­
ren Geschossflichen. 

d) Ueberneckte oder unterirdisch angeordnete Abstellplitze für Autos, 
Velos und Kinder«agen; ausqenommen davon sind Besucherparicplätze. 

e) Wenn 111ehr als vier Geschosse 111 t Treppen Dbentunden werden rossen, 
1st eine spezielle Erschliessung wie Ra110enweg 1 Schriglift oder der­
gleichen vorzusehen. 

f) Einrichtung von Kinderspielplitzen gemäss S 248 PBG. 

Erleichterungen 2Efn zusätzliches anrechenbares Unterguchoss 1st erlaubt. 

301e Gebiudelinge 1st frei. 

401e Gebäudehöhe darf um das Mass eines Geschosses erhöht werden. 

5oie Ausnützungszfffer darf in der Zone W2 30 höchstens 45 i betra-
gen. 
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VORSCHRIFTEN FUER DIE ARBEITSPLATZZONEN 

Art. 44 

1In den Arbeitsplatzzonen gelten folgende Grundmasse: 

Zonen . G I 1 I 2 I 3 

1) Baumassenzf ffer 6 a3 8 a3 10 a3 12 1113 
b) Ausnützungszfffer 100 S 150 S 200 S keine 
c) Frefflichenzfffer kefne 10 S 10 S keine 
d) Gebiudehöhe 13,5 m 20 m 25 II 25 m 
e) Dienstleistungen ja ja ja nein 

zulässig 
f) Hochhäuser zulissig nefn nein ja"' ja 

*) ohne Hochhausausschlussgebiete 

2Bef Uroauten kann von der Fre1flichenz1ffer abgewichen werden, wenn 
zwingende betriebliche Gründe dies erfordern. 

3tn den Industriezonen I 1, I 2 und I 3 ist dfe Bautiefe fref; das 
rückwärtige Zusamrrenbauen ist gestattet. 

Art. 45 

Gegenüber Grundstücken fn anderen Zonen gelten für den Grenzabstand und 
den Grenzbau die Yorschri ften jener Zone. 

Art. 46 

1In der Gewerbezone G sind llissfg störende Betriebe erlaubt. 
2Hande1s- und Dienstleistungsgewerbe sowie provisorische Gerrefnschafts­
untertünfte sind 1n der Gewerbezone G und den Industr1ezonen I 1 und 
I 2 gestattet. 
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Rechtswi rtung 
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VORSCHRIFTEN FUER DIE ZONE 
FUER OEFFENTLICHE BAUTEN UND ANLAGEN 

Art. 47 

11n der Zone für affentlfche Bauten und Anlagen gelten die kantonal­
rechtlichen Mindestmasse. Die geschlossene Bauweise und der Grenzbau 
sind unter den lcantonalrechtlfchen Voraussetzungen lllit unbeschränkter 
Bautiefe gestattet •• 

2Gegerilber Grundstücken in anderen Bauzonen gelten für den Grenzabstand 
und den Grenzbau die Vorschrf ften jener Zone. 

BESONDERE INSTITUTE 

I. Arealüberbauung 

Zulissigkeit 
und Mfndest­
fliche 

Grundmasse 

Art. 48 

1Arealüberbauungen sind 1n der Zentrumszone Z4 und fn den Wohnzonen 
W2, W3 und W4 zulässig. 

201e Arealfliche umfasst mindestens 

a) 1 n der Zentrumszone Z4 und f n der Wohnzone W2 4000 m2 

b) 1 n den übrigen Wohnzonen 8000 m2 

Art. 49 

1Innerhalb der Arealüberbauung gelten für die Grenz- und Gebiudeab­
stinde die lcantonalrechtlfchen Mindestmasse • . 

201e zonengemisse Vollgeschosszahl darf 1n der Zentrumszone Z4 und 1n 
den Wohnzonen W2 und W3 um efn Vollgeschoss, 1n der Wohnzone W4 um 
·zwei Vollgeschosse erhöht werden. 

301e Gebiudelinge 1st nicht beschrinkt. 

4L1egt das Areal fn verschiedenen Zonen, darf cklrch Ausnützungsver­
schfebungen lcefne Mehrausnützung von mehr als efnem Zehntel der zonen­
gemissen Ausnützung entstehen. 

5oas Ausnützungsgrundmass darf 1n den Wohnzonen um efnen Zehntel er­
höht werden. 
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II. Aussichtsschutz 

Geltungsbereich 
und Rechts­
wfrtung 

III. Baumschutz 

Rechtswirtung 

8. ABSCHNITT: 

Mehrlängen­
zuschlag 

Nihertaurecht 

Art. 50 

An den 1111 Zonenplan als Aussichtspunkt oder Aussichtslage bezeichneten 
Orten 1st bei der Ueberbauung und Bepflanzung auf die Erhaltung der 
Aussicht besondere Rücksicht zu nehmen. Es können Auflagen zur Situf e­
rung des Bauvorhabens gemacht werden; von den Grenz- und Gebäudeabstän­
den kann bis zum kantonal rechtlichen Mfndestmass abgewichen werden. 

Art. 51 

1oer vorhandene Baurrt>estand fst zu schonen. 

2zum Schutz des Baurrt>estandes können, unter Wahrung nachbarlicher und 
öffentlicher Interessen, Auflagen zur S1tuferung des Bauvorhabens ge­
macht werden, und es kann von den Grenz- und Gebäudeabständen bis zum 
lcantonalrecht11chen Mindesttnass abgewichen werden. 

3zur ootfschen Abgrenzung der Kern- und Arbeitsplatzzonen und entlang 
von Strassen kann im Baubewfllfgongsverfahren dfe Baumoflanzpf11cht an­
geordnet werden. 

ERGAENZENDE BAUYORSCHRIFTEN 

Art. 52 

1oer zonengemässe Mehrlängenzuschlag 1st ror gegeriiber benachbarten 
Baugrundstücken, nfcht aber gegeriiber Vertehrsanlagen zu beachten. 

2In den Wohnzonen kann der Grenzabstand bis auf 30 5 11 herabgesetzt wer-
. den, wenn der zonengemässe Gebiudeabstarid eingehalten wird, der betrof­

fene Nachbar schriftHch zust1mt und sfch verpflfchtet, den entspre­
chend 'vergr~sserten Grenzabstand einzuhalten. Dfese Veroflfchtung fst 
f.111 Grundbuch anzumerten. Gegerüber Vertehrsanlagen fst das Näherbau­
recht nicht al'lliendbar. 
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Art. 53 

Zusätzliche anrechenbare Untergeschosse sfnd nur gestattet, wo sfe die 
Bauordnung ausdriicklfch zulässt und wenn sie mehrheftlich unter dem ge­
wachsenen Boden lfegen oder zufolge der Hangneigung unvennefdbar mehr­
heftlich über den gewachsenen Boden zu lfegen kommen. 

Art. 54 

Bei Gebäuden, df e vor Inkraftsetzung dieser Bau- und Zonenordnung er­
stellt worden sind, darf in allen Wohnzonen W2 und W3 die Ausnützung 
für den Ausbau der Dachgeschosse zu Wohnzwecken übe.r das zonengemässe 
Hass hinaus erhöht werden, sofern die Erschliessung dfeser zusätzlichen 
Nutzung gewährleistet ist. 

Art. 55 

Wo df e Bauordnung nichts anderes bestimmt, 1st df e qeschl ossene Bauwei­
se im Rahmen der zonengemässen Gebäudelänge gestattet. 

Art. 56 

Wo diese Bauordnung nichts anderes bestimmt, sind Hochhäuser unzuläs­
sig. 

Art. 57 

Für besondere Gebäude gelten die kantonalen Abstandsvorschriften, fn 
Kernzonen und Wohnzonen jedoch ,-,ir, wenn fhre Grundflächen fnsqesamt 
nicht grösser als 50 m2 sfnd oder ·nicht mehr als 10 i der Grundstücks­
fliehe messen; massgebend 1st der höhere Wert. 

Art. 58 

Bef Mehrfam11fenhäusern, dfe Famfl.ierwohnungen mit dref und mehr Zfm-
111er'n aufweisen, sind Kfnderspielplitze oder Ruheflächen herzurichten, 
deren Grundfläche m1 ndestens 3 m2 je Wohnraum betragen DJss. 

1) Nicht genehmigt. 
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Art. 59 
1Anlagen und Pflanzen unterliegen gegenüber Strassen und Wegengrund­
sätzlich keinen Abstandsvorschriften. Sie ciirfen aber weder gesetzliche 
Zufahrten behfndern oder dfe Vertehrssfcherheft gefährden noch Strassen­
körper, Leitungen oder df e öffentlfche Beleuchtung beefntrichtfgen. 

2Folgender Lichtraum 1st von Blatt- und Astwert freizuhalten: 
- Ueber Strusen 4,50 • 
- Ueber den cklrch deJt Regierungsrat festgesetzten Versorgungsrouten des 

Typs I 5,20 • und des Typs II 4,80 • 
- Ueber Fuss- und Radwegen sowie Trottoirs 2,50 •· 

3Für d1 e fn den öffentlfchen Grund efndrfngenden Wurzeln werden df e Be­
s t1111Ungen des ZGB ausdriicklich vorbehalten (so Art. 641, 667 und 688 
ZGB). 

SCHLUSSBESTINMUN&EN 

Art. 60 

1Diese Bau- und Zonenordnung tritt nach der öffentlichen Bekanntma­
chung der regf erungsrätl 1chen Genehm1 gung auf den vom Stadtrat zu be­
stfnnenden Zeitpunkt fn Kraft. Der Stadtrat ist berechtigt, den Regie­
rungsrat um eine sachlich oder örtlich partielle Genehmigung zu ersu­
chen und die Bauordnung sachlich und örtlich beschränkt in Kraft zu 
setzen. 

Aufhebung alten 2Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens werden aufgehoben: 
Rechts 

1. Bauordnung der Stadt Winterthur vom 25. April 1966 mit seitherigen 
Aenderungen · 

2. Bauordnung für den südlichen Tefl der Marktgasse zwfschen Obergasse 
und Graben vom 11. November 1919 

3. Bauordnung für den nördlichen -Tefl der Marktgasse zwfschen Kasino­
. s trasse und Schmf dga sse v0111 12. September 1932 

4. Bauordnung für die nordseitige Baufront der Technikumstrasse zwi­
schen Bahnhofplatz und Neumarkt vom 8. Ju11 1946 

5. Teflbauordnung für df e Ausse111tachten Stadel, Reutlingen, Eidberg, 
Neuburg/Tal und Grundhof vom 7. Jun1 1982 

6. Verordnung zum Schutze des Stadt- und Landschaftsbildes vom 4. Okto­
ber 1943/12. November 1973 

7. Verordnung betreffend Einfriedigungen und Vorgartengebiet in der 
Stadt Winterthur vom 23. Maf 1897 
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Winterthur, 11. März 1986 

Im Namen des Grossen Gemeinderates 

Der Präsident: A. Hermann 

Der Sekretär: H. Birchler 

Vom Regierungsrat des Kantons Zürich 

genehmigt mit Beschluss Nr. 229 / 1987 

vorn 28. Januar 1987, mit Ausnahme der 

vorstehend bezeichneten Artikel. 

Vom Stadtrat mit Beschluss vorn 

28. Februar 1987 in Kraft gesetzt auf 

1. März 1987. 

Namens des Stadtrates 

Der Stadtpräsident: U. Widrner 

Der Stadtschreiber: H. Birchler 




